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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 


Bonn, den 12. Mai 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft den 

Entwurf einer Verordnung über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

nebst Anhang A bis G*) und eine Aufzeichnung mit der Bitte 
um Kenntnisnahme. 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird über 
den Verordnungsentwurf voraussichtlich am 20. Mai 1958 Be- 
schluß fassen. 


Adenauer 


‘j Verordnungsentwurf nebst Anhang A bis G nur einem Teil der 
Auflage beigefügt 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Aufzeichnung des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 


Der Entwurf einer Verordnung über die soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer entspricht in- 
haltlich dem am 9. Dezember 1957 Unterzeichneten 
Europäischen Abkommen über die soziale Sicher- 
heit der Wanderarbeitnehmer, das von Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten gemeinsam mit dem In- 
ternationalen Arbeitsamt und der Hohen Behörde 
in mehrjähriger Arbeit ausgearbeitet wurde. 

Die Verordnung wird für alle Arbeitnehmer und 
ihre Angehörigen gelten, die Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft sind oder als Flüchtlinge oder Staa- 
tenlose in einem dieser Staaten wohnen. Sie er- 
streckt sich auf alle Zweige der sozialen Sicherheit 
(Sozialversicherung, Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe, Kindergeld). 

Die wichtigsten Bestimmungen der Verordnung 
sind folgende: 

1. Alle Personen, für die die Verordnung gilt und 
die in einem Mitgliedstaat wohnen, sind in 
ihren Rechten und Pflichten nach den innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften über soziale Sicherheit 
einander gleichgestellt. 

Ein belgischer Arbeiter z. B., der in Deutsch- 
land beschäftigt ist, hat die gleichen Rechte und 
Pflichten wie ein deutscher Arbeiter. Das ent- 
spricht — von geringfügiger Ausnahme abge- 
sehen — bereits dem geltenden deutschen Recht; 
in anderen Ländern der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft bestehen jedoch zur Zeit 
noch diskriminierende Vorschriften von erheb- 
licher Bedeutung. 

2. Renten und Sterbegelder, die nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates erworben 
sind, werden ohne Einschränkung gezahlt, so- 
lange der Berechtigte im Gebiet eines der sechs 
Staaten wohnt. 

Nach deutschem Recht ruhen z. B. die Renten 
aus der Rentenversicherung und der Unfallver- 
sicherung, wenn der Berechtigte Ausländer ist 
und sich freiwillig gewöhnlich im Ausland auf- 
hält. Diese Bestimmung darf mit Inkrafttreten 
der Verordnung nicht mehr auf Personen ange- 
wendet werden, für die die Verordnung gilt. 

3. Falls nach innerstaatlichem Recht der Erwerb 
eines Leistungsanspruchs davon abhängt, daß 
der Arbeitnehmer während einer Mindestzeit 
versichert gewesen ist (Wartezeit), werden die 
in jedem Mitgliedstaat zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten und gleichgestellten Zeiten zusam- 
mengerechnet. 

Nach deutschem Recht ist z. B. Anspruch auf 
Altersruhegeld erst nach einer Wartezeit von 
15 Jahren gegeben. Hat ein Arbeiter Versiche- 
rungszeiten in einem anderen Mitgliedstaat zu- 
rückgelegt, so sind diese Zeiten für die Erfül- 


lung der Wartezeit künftig anzurechnen. Das 
Altersruhegeld wird in diesem Falle von den 
beteiligten Ländern prorata-temporis getragen, 
d. h. die Versicherungsträger jedes dieser Län- 
der zahlen eine Teilrente, die der Dauer der 
Versicherungszeiten und gleichgestellten Zeiten 
entspricht, welche der Arbeitnehmer in diesem 
Land zurückgelegt hat. 

Diese Vorschrift ist von weittragender Bedeu- 
tung, weil sie ein wichtiges Hindernis beseitigt, 
das bislang der freien Wanderung der Arbeits- 
kräfte innerhalb der Länder der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaft entgegensteht. 

4. Leistungen bei Arbeitslosigkeit werden unter 
bestimmten Voraussetzungen und für begrenzte 
Dauer künftig auch gewährt, wenn der berech- 
tigte Arbeitslose nach Eintritt der Arbeitslosig- 
keit in einen anderen Mitgliedstaat übersiedelt. 

5. Die Familienbeihilfen (Kindergeld) werden künf- 
tig für begrenzte Dauer und in bestimmter Höhe 
auch für die Kinder gezahlt, die in einem an- 
deren Mitgliedstaat wohnen oder erzogen wer- 
den. 

Zur Zeit werden die Familienbeihilfen in der 
Regel nur für die Kinder gewährt, die im In- 
land wohnen. Das führt zu Härten, wenn — wie 
dies bei den sogenannten Wanderarbeitnehmern 
häufig der Fall ist — die Kinder nicht in dem 
Land wohnen, in dem der Vater beschäftigt ist. 

6. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft haben bereits zahlreiche 
zweiseitige Verträge über soziale Sicherheit un- 
tereinander geschlossen, so die Bundesrepublik 
mit Frankreich, den Niederlanden, Italien und 
Belgien. Die Grundsätze, auf denen diese Ver- 
träge beruhen, sind jedoch recht unterschiedlich. 
Daher ist der Schutz, den die Verträge den Ar- 
beitnehmern gewähren, lückenhaft. 

Mit Inkrafttreten der Verordnung werden diese 
Verträge im wesentlichen gegenstandslos. In 
Geltung bleiben bis auf weiteres u. a. die Ver- 
einbarungen über die soziale Sicherheit der 
Grenzgänger und der Bergleute sowie diejeni- 
gen über die Nachzahlung von Renten für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten der zweiseitigen Ver- 
träge; die erstgenannten Verträge sollen dem- 
nächst durch eine weitere Verordnung ersetzt 
werden. Von diesen und einigen anderen ge- 
ringfügigen Ausnahmen abgesehen, bestimmen 
sich mithin künftig die Beziehungen zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft in allen grundsätzlichen 
Fragen der sozialen Sicherheit nach dieser Ver- 
ordnung. Die Verordnung ist daher ein bedeut- 
samer Beitrag zur Förderung der europäischen 
Integration. 
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